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Löbliche Kammer! 



Zurückkehrend von dem Handelstage in Heidelberg, an welchem 
wir als die Delegirten der löbl. Kammer theilnahmen, sind wir in der 
glucklichen Lage, Ober die erzielten ReBultate nur Erfreuliches berich- 
ten zu können. 

Es ist gelungen, in dem Handelstage ein Organ für die allge- 
meinen Anliegen des deutschen Handels- und Fabrikantenstandes zu 
gründen, von welchem wir zur Förderung der materiellen Interessen das 
Beste erwarten können. Der Handelstag hat zwar keinen officiellen 
Charakter und kann daher für seine Beschlüsse nur im Wege der mora- 
lischen Rinflussnahme wirken : aber die Vereinigung von Männern aus 
allen deutschen Gauen gibt, wie die eben beendeten Verhaudlungen 
des ersten allgemeinen Handelstages unwiderlegbar beweisen, Gewähr 
für eine Verständigung der Geister, welche für die allgemeinen deutsch- 
nationalen Bestrebungen die herrlichsten Früchte bringen dürfte. 

Sehr bedeutungsvoll waren in dieser Beziehung die Worte Sr. 
Eicellonz des grossherzoglich-badischen Handelsniinisters, als er den 
Handelstag im Namen Sr. königl. Hoheit des Grossherzogs begrüsste 
und die Hoffnung aussprach, dass der deutsche Handelstag, indem er 
die Einheit Deutschlands in materieller Beziehung anbahnt, auch für 
die politische Einigung vorbereitend wirken werde. Der Geist der in 
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den Verhandlungen und Beschlüssen des Handelstages herrschte, ent- 
sprach vollkommen diesen Worten . und es machte sich überall ein 
allgemein deutscher Sinn, absehend von dpn differirenden Bestre- 
bungeu Nord- und Suddeutschlands, in der befriedigendsten Weise 
bemerkbar. 

Ks ist sehr erfreulich, dass Oestorreich, treu seim-r Stellung in 
und zu Deutschland, sich durch Entsendung von Delegirtcn der deutsch- 
österreichischen Handels- und Gewcrbekainmern am Handelstuge in 
Heidelberg betheiligte. Die österreichischen Abgeordneten landen in 
der Versammlung eine herzliche Aufnahme, und <-s gtdang ihnen, die 
Beziehungen, welche sich namentlich zu den Delegaten Süddcutsch- 
lands bildeten, während »1er Verhandlungen noch inniger zu gestalten. 

Von grossem Einflüsse für die Stellung der österreichischen Dele- 
girteu waren die neuesten politisch»^ Vorgänge iu unserem Vaterlande, 
da die ernstlich iu Angriff genommene constitutionelle Entwicklung 
Oesterreichs bei den deutschen Bruderstämmen »lie lebhafteste Theil- 
nahme erregt und als das unfehlbarste Mittel begrüsst wird, uns in 
Deutschland die theilweisc verlornen Sympathien wieder zu gewinnen. 
Diese Sympathien für Oesterreich drückten sich bei den verschieden- 
sten Gelegenheiten aus, insbesondere aber bei der Wahl des Präsidiums, 
in welches, wie Ihnen bereits bekannt ist, eiuer Ihrer Delegirteu als 
Vice-I'rüsident berufen wurde. 

Die Wirksamkeit des allgemeinen »leutschen Handelstages ist 
auch für die Zukunft gesichert. Die in Heidelberg beschlossenen Resolu- 
tionen, welche diesem Berichte dem ganzen Umfange nach beigedruckt 
sind, betrafen zunächst die Verfassung , Wiederkehr und 
dauernde Vertretung des deutschen Handelstages. Der- 
selbe behält den Charakter einer Wauderversammlung, welche min- 
destens alle zwei Jahre, nach Umständen auch früher, zusammentritt. 
In der Zwischenzeit besorgt ein aus fünfzehn Mitgliedern bestehender 
ständiger Ausschuss (vorläufig in Berlin die Ausführung der Be- 
schlüsse des Handelstages. 

Den zweiten Gegenstand »1er Verhandlung bildete die Ein- 
führung eines gleichen Systems für Münze, Mass und Ge- 
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wicht. Man sprach sich für die allgemeine Annahme des Zoll- 
ge wichtes und des französischen (Meter-) Mass-Systeros ans; 
in der Münzfrage würden die gefasstcn Beschlüsse im Falle der 
Ausführung nur Söddeutschland zu einer Aenderuug seiner Währung 
nöthigen, da nach Art. 4 und 9 der angenommenen Resolutionen die 
Beibehaltung des österreichischen Münzsystems neben der einzu- 
führenden allgemeinen Rechnung nach Mark (= '/, Thaler) und Pfen- 
nigen zulässig ist und die österreichischen Ein- und Zweiguldenstüeke. 
sowie die Viertelguldcn durchweg als gesetzliches Zahlungsmittel 
angenommen werden sollen. 

Der dritte, für Oesterreich sehr wichtige Gegenstand der Ver- 
handlung betraf die weitere Entwicklung des deutschen 
Zollvereines. Bei dieser Frage war es Ihren Delcgirten gegönnt, 
bereits in den Verhandlungen der Vorcommission, zu welchen wir 
rechtzeitig eintrafen, im Interesse Oesterreichs zu wirken und auf die 
Form der in der Pleuar-Versaramlung vorzulegenden Anträge einen 
günstigen Einfluss auszuüben. 

Es waren nämlich in der Vorcommission von einer Seite Resolu- 
tionen beantragt, welche nur die Entwicklung des bestehenden Handels- 
und Zollvertrages betonten, von einem eventuelleu Eintritte Gesammt- 
Oesterreichs in den Zollverein aber nichts wissen wollten. Ihre Dele- 
girten waren daher bestrebt, die diessfälligen Ansprüche Oesterreichs 
entschieden geltend zu machen, wobei sie von sämratlichen Delegirten 
Süddeutschlands, sowie von mehreren Abgeordneten Norddeutsch- 
lands kräftig unterstützt wurden. Das Resultat dieser Bemühungen 
war die Annahme einer Resolution, welche für Oesterreich den grossen 
Werth einer sympathischen Kundgebung des nichtösterreichischen 
Deutschlands hat, indem sie den eventuellen Eintritt Oesterreichs in 
deu Zollverein als sehr wünscheuswerth bezeichnet anderseits aber 
die Schwierigkeiten, welche einem sofortigen vollständigen Zollan- 
schlüsse Oesterreichs gegenwärtig entgegenstehen, in gebührender 
Weise berücksichtigt und Oesterreich die volle Freiheit der EntSchlies- 
sung wahrt. Die erwähnte Resolution wurde nebst den übrigeu, die 
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Verfassung des Zollvereines betreffenden Anträgeuauch in der Plenar- 
sitzung des Handelstagcs beinahe einstimmig angenommen, daher wir 
der sicheren Hoffnung Raum geben dürfen, in dieser wichtigen Angele- 
genheit den Ansichten der löbl. Kammer und der erhaltenen Instruc- 
tion vollkommen entsprechend gehandelt zu haben. 

Wir fügen hier die Bemerkung bei, dass sieh unter den Delega- 
ten zum Uandelstage sehr viele für eine Ermässigung der Zollvereins- 
ländischen Weinzölle zu Gunsten Oesterreichs aussprachen, indem 
sie den wohlfeileren Bezug unserer Weine für viele Gegenden Deutsch- 
lands als höchst wünschenswert bezeichneten. Sollte der projectirte 
Abschluss eines Zollvertrages zwischen Frankreich und dem Zollver- 
eine gelingen, so würde auch eine Herabsetzung der Zölle für franzö- 
sische Weine stipulirt werden, welche dann mittelbar Oesterreich 
gleichfalls zu Gute kommen würde. 

Als vierter Punet der Tagesordnung des Handelstagcs war die 
Einführung des Nürnberger Entwurfes eines allgemeinen 
deutschen Handelsgesetzbuches und die Organisation von 
Handelsgerichten zu berathen. Ks galt für die baldige und unbe- 
dingte Einführung des erwähnten Entwurfes die ein flussreiche Stimme 
des Haudelstages zu erheben, da es nicht an Bestrebungen fehlte, 
welche diesem National werke, der grössten und hervorragendsten Lei- 
stung auf dem Gebiete der deutschen Handelsgesetzgebung, entgegen- 
wirken und wegen angeblicher Bedenken gegen einzelne Theile des 
Gesetzes die Einführung desselben von einer vorgängigen neuerlichen 
Revision abhängig machen wollten. 

Die österreichischen Delegirten erhoben sich einstimmig zu Gun- 
sten des Gesetzes, und es gelang, für die sofortige Einführung dessel- 
ben, vorbehaltlich einer späteren Revision, die überwiegende Majorität 
der Versammlung zu gewinucn. 

Die noch übrigen Berathungsgegenstände betrafen die Fracht- 
disparitäten der Eisenbahnen, die Aufhebung der Fluss- 
zölle und die ausserhalb des Zollvereines bestehenden 
Transit-Abgaben, endlich die Modalitäten bei dem Ab- 
schluss von Handels- und ScMflffahrtsverträgen Seitens 
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der deutschen Staaten. In allcu erwähnten Beziehungen wurden 
Beschlösse gefasst, welche den Interessen des allgemeinen deutscheu 
Waaren Verkehrs nur förderlich sein können. 

Indem wir nun unsere Bemerkungen schliessen und das erhaltene 
höchst ehrende Mandat als Delegirte dieser Kammer hiermit nieder- 
legen, beehren wir uns, die löbl. Kammer einzuladen, im Wege einer 
(Kommission die Frage Ihrer künftigen Bethciligung an dem Handels- 
tage, welcher seine nächste Versammlung in München abhalten wird, 
eingehend zu berathen. Ks werden nämlich die einzelnen Handels- 
kammern des deutschen Bundesgebietes Ober Aufforderung des stän- 
digen Handelstags-Aussehusses in Bälde zu entscheiden haben, ob sie 
dem Handelstage als bleibende Mitglieder beitreten und rQcksichtlich 
der Kosten, deren Betrag übrigens voraussichtlich nur unbedeutend 
sein wird, die durch §. 14 des Organisations-Statutes festgesetzten 
Pflichten übernehmen wollen? Von der Lösung dieser Frage Seitens 
der deutsch-österreichischen Handelskammern wird es abhängen, ob 
jene zwei österreichischen Delegirten. welche die eben beendete Ver- 
sammlung des Handclstages durch Desiguirung der Herreu Franz 
Wertheiin aus Wien und Carl Oberleitner aus Olmütz zu Mit- 
gliedern des ständigen Ausschusses gewählt hat dieses Mandat über- 
nehmen könuen. da eine zu geringe Betheiligung oder die gänzliche 
Fernhaltung der österreichischen Kammern vom Handelstage den Dele- 
girten die Basis ihres Wirkens entziehen würde. 

Von unserem Standpuncte können wir den Beitritt der Wiener 
Kammer, vorbehaltlich der Genehmigung der Regierung, nur unbedingt 
bevorworten, indem wir im Sinne der Eingangs angeführten Worte in 
dem allgemeinen deutschen Haudelstage ein Organ erkennen, das beru- 
fen erscheint auf dem Gebiete der materiellen Iuteressen einen mäch- 
tigen Einfluss auf die öffentliche Meinung in Deutschland auszuüben 
und so für die Einigung der verschiedenen Ansichten und Bestrebun- 
gen in erwünschter Weise zu wirken. Auch unsere hohe Staatsverwal- 
tung wird — wir dürfen diese Ueberzeugung hegen — der Angelegen- 
heit gewiss ihre fördernde Unterstützung angedeihen lassen. Wir for- 
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dem Sil* daher, geehrte Herren, dringend auf. den Gegenstand auf das 
ernsteste zu erwägen und eingedenk der innigen Beziehungen 
Oesterreichs zu Deutschland — diesen Weg einer Verständigung, 
einer moralischen Einwirkung auf den öffentlichen Geist nicht zu ver- 
nachlässigen. 

Wien, am 23. Mai 1861. 

Fran« Wertheim. 
Eriest Wertheini. 
Rudolf Panzer. 
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Beschlüsse 

des 

allgemeinen deutschen Handelstages in Heidelberg. 



A) Einrichtung, Verfassung. Wiederkehr und dauernde Vertretung des 

deutschen Handel» tages. 

1. Der allgemeine deutsche Handelstng erklärt und gestaltet sich zum 
Organ des gosaminten deutschen Handels- und Fahrikantenstandes, um in regel- 
mässig wiederkehrenden Versammlungen von Abgeordneten desselben über allge- 
mein wichtige Fragen des Verkehres dessen (tesaiinntansiebt auszusprechen. 

2. Der Handelstag tritt mindestens alle zwei Jahre zusammen. 

3. Ausserdem wird derselbe berufen, wenn entweder dio Organe von 25 
Handelsplätzen Solches verlangen, oder der bleibende Ausschuss (pos. 9) die 
Berufung fQr nöthig erachtet. 

4. Bis zur Einführung d« finiliver Bestimmungen über die Art der Zusam- 
mensetzung des Ilandelstages in Näherem sind alle deutschen Handelskammern 
und Handelsvorstände, oder wo solche offizielle Handelsorgane nicht vorhanden, 
auch kaufmännische Privatvereine, sofern sie die Pflege der öffentlichen Verkehrs- 
interessen zum Zwecke ihrer Vereinigung haben, und nach Ansicht des bleibenden 
Ausschusses die (iesntnmtbandelsinteressen des betreffenden Platzes zu vertreten 
geeignet sind, berechtigt. Bevollmächtigte in beliebiger Anzahl zu demselben zu 
entsenden. Jeder dieser Bevollmächtigten kann sich bei der Berathung betei- 
ligen. Bei der Abstimmung steht indessen den mehreren Vertretern eines 
Platzes, beziehungsweise Handelsbezirkes, nur Eine Stimme zu, über welche si<- 
sich zu einigen haben. 

a. Der Handelstag wählt für die Dauer einer Sitzungsperiode einen Vor- 
sitzenden und zwei Stellvertreter desselben durch Stimmzettel. 

6. Die Schriftführer werden auf Vorschlag des Vorsitzetiden durch Accla- 
mation gewählt. 
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7. lieber die Form der einzubringenden Anträge und Amendements, über 
deren Behandlung, über Ergreifung des Wortes enthalt das Nähere dte> Ge- 
schäftsordnung. 

8. Der Handelstag beschliesst über den Ort seiner nächsten Zusammenkunft. 

9. Es wird ein bleibender Ausschuss für die Zeit von eiuem llandelstage 
zum anderen und ein ständiges Centralbureau eingerichtet. 

10. Der Sitz des bleibenden Ausschusses und ständige* Centralbureau wird 
nach Berlin verlegt. 

11. Der bleibende Ausschuss besteht aus fünfzehn Mitgliedern, wovon nenn 
die beschlussfähige Zahl bilden. Der Handelstag wählt dieselben in Person. 

12. Die Einrichtung des Centralbureau bleibt den weiteren Bestimmungen 
des Ausschusses überlassen. 

13. Die Aufgaben des bleibenden Ausschusses und seines Centralbureau 

sind: 

a) die Beschlüsse der letzten l'lenarversammlung zu vollziehen und aus- 
zuführen. Die Art, in welcher Solches zu geschehen hat, bleibt bis 
zur weiteren definitiven Beschlussfassung des Handelstages der Erwä- 
gung des Ausschusses anheimgegeben: 

b) den nächstfolgenden Zusammentritt des Handelstages und seine Tages- 
ordnung vorzubereiten: 

e) in besonders dringlichen Fällen, je nach Lage der Sache, entweder 
eine ausserordentliche Versammlung des Handelstages zu berufen, oder 
unter Vorbehalt demnächst iger Ratihnbition die Interessen der (!e- 
sammtheit in geeigneter Weise zu wahren; 

d) die auf die nämlichen ftftentb'chen Verkehrsangelegenheiten gerichteten 
Bestrebungen verschiedener Handelsvorstände zu vereinigen und zu 
fördern, auch auf etwaige Anfragen Auskunft zu ertheilen oder zu 
beschaffen. 

14. Die durch den Handelstag und seine Vertretung erwachsenden gemein- 
samen Kosten werden unter die einzelnen Handelskftrpersclml'ten, welche dem- 
selben zugotreten sind, vertheilt. Dabei werden je nach Bedeutung der vertre- 
tenen Plätze fünf Classen unterschieden. Die nähere Ausführung dieser Verthei- 
liingsart bleibt dem Ausschusse überlassen. Die Kesten der eigenen Vertretung 
trägt ein jeder Handelsvorstand selbst. 



B) Einführung eines übereinstimmenden Masses and Gewichtes 

in Deutschland. 

1. Die Einführung eines umfassenden einheitlichen Mass- und Oewicht- 
systems in Deutschland macht sich als unabweisbare Forderung geltend. 
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2 Als Einheit des Länge nmasses ist der Meter — und zwar der ganze 
Meter — anzunehmen, mit deciuialer Theilung. 

3. Als Grund-Einheit der Uolilmasse, sowohl für trockene Dingo, als auch 
für Flüssigkeiten, ist der Liter (der Cubik-Dccimeter) anzunehmen. 

Als Mass-Einheit für trockene Hinge ist der Hektoliter, als Scheffel, ein- 
zuführen, mit Untertbeilungen von 50, 10, 5 und I Litre. 

Als Mass-Einheit für Flüssigkeiten ist der Hektoliter, als Ohm, einzufüh- 
ren, mit l T ntertheilung in Litre«. 

Die l'ntertheilung des Liter hat durch fortgesetze Halbirung zu geschehen. 

Bei Aichung von Gebinden etc. ist diu InhnltgrAsso durch die Anzahl 
Litres, welche sie fassen können, zu bezeichnen. 

4. Der deutsche llandclsstand hat dahin zu wirken, dass in sämmtlichen 
deutschen Staaten die Einführung des demgemäss aus dem Meter abzuleitenden 
einheitlichen decimalen Mass-Systems für alle Zwecke des Handelsverkehrs baldigst 
stattfinde, wenn auch im Uebrigen die vollständige Durchführung des metrischen 
Mass-Systems, namentlich in Bezug auf Fläcbcnmasse, längere Vorbereitungen 
und Uebergnngs-Perioden erforden sollte. 

5. In denjenigen deutschen Staaten , wo das s. g. metrische Pfund 
(ä 500 Grammes) bisher noch nicht als Landesgewicht, beziehungsweise ab} Ge- 
wicht für Edelmetall, angenommen worden, ist dasselbe baldigst zur allgemeinen 
Anwendung zu bringen, und zwar mit rein decimaler Theilung. 

C) Herstellung einer allgemeinen deutschen Münzeinheit. 

J. Die ondliche ileseitigung der einer vollständigen Münz-Einheit in Deutsch- 
land noch entgegenstehenden aus nah ms weisen Zustände und Hindernisse ist nicht 
länger aufzuschieben. 

Die Rücksicht auf dio Möglichkeit einer in Zukunft etwa nothwendig wer- 
denden Annahme der Goldwährung — welche Eventualität eine offene Frage für 
die Zukunft bleiben muss — ist als ein zutreffender Grund für eine längere Ver- 
zögerung der deutschen Münz-Einheit nicht zu betrachten. 

2. Der Wiener Münz vertrag vom 24. Januar 1857 muss im Allgemei- 
nen die Grundlage und Norm des gemeinschaftlichen deutschen Münzwesens blei- 
ben und die in Gemässheit desselben ausgeprägten Vereins-Thaler, 30 Stück ein 
Pfund feines Silber enthaltend, sollen auch ferner die Hauptmünzsorte in ganz 
Deutschland bilden. 

So weit nicht durch nachstehende Artikel eine Abänderung oder Auf- 
hebung von Bestimmungen des erwähnten Wiener Münzvertrages nothwendig be- 
dingt wird, ist dieser in allen Puncten aufrecht zu erhalten. 
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3. Als allgemeines Kechnungs-Einhcit ist der Drittel-Thaler, unter der 
Benennung .Mark*, anzunehmen, mit direkter Theilung in 100 Pfennige. 

Die besondere Bezeichnung des Werthes von 10 Pfennigen als Groschen, 
und bis auf weiteres auch des Werthes von je 3, 9 und 17 Pfennigen durch 
beziehungsweise 1, 3 und 6 Kreuzer ist zulässig. 

4. Die Beibehaltung des österreichischen Münzsystems — des 45-Gulden- 
fusses mit consequenter Docimal-Theilung — ist neben der einzuführenden all- 
gemeinen Rechnung nach Mark und Pfennigen zulässig. 

Die in Gemassheit des Wiener Münzvertrages geprägten österreichischen 
Ein- und Zwei-Guldenstücke sind als Zwei- und Vier-Mark durchweg als gesetz- 
liches Zahlmittel zuzulassen. 

5- Nach Einführung der einheitlichen neuen Kechnungs-Einheit und nni-h 
damit verbundener Aufhebung der s. g. süddeutschen Wahrung werden die 
Courantgeld-Ausmünzungon in Deutschland nur folgende sein dürfen: 

Thaler oder Dreimark (30 Stück ein Pfund feines Silber enthaltend) 

Mark (RO Stück 1 Pfd. f. S.) 

Zweimark (45 Stück = I Pfd. f. S.) 

Viermark (22'/» Stück = 1 Pfd. f. S.) 

Halbe-Mark oder 50-Pfennigstücke (180 Stück - 1 Pfd. f. S.) 

(i. Als Scheidemünze sind künftig nur folgende Münzsorten zu (tragen: 
20-Pfennige (2 Oroschen), 
10-Pfennige (Groschen), 
5-Pfennige (halbe Gritschen). 
2- Pfennige, 
Pfennige. 

7. Di« Einziehung des nach der bisherigen süddeutschen Währung aus- 
gemünzten oder als gesetzliches Zahlungsmittel bisher zugelassenen (Want- 
geldes hat innerhnlb der nächsten fünf Jahre nach Annahme des gemeinsamen 
neuen Münzsystems sueeessive zu geschehen. 

Bis solches stattgefunden hat. bleiben die vorerwähnten Münzsorten inner- 
halb ihres bisherigen Bereichs gesetzliches Zahlmittel zu dem nach ihrem Münz- 
fuss, beziehungsweise bisherigen legalen Cours, ihnen beizulegenden Werthe. 
wobei Bruchtheile von % Pfennig und darüber für 1 Ifcnnig, unter \\ Pfennig 
nicht gerechnet werden. 

8. Der deutsche Handelstand bat dahin zu wirken, das» die deutschen 
Regierungen, um die- in vorstehenden Sätzen angedeuteten Bestimmungen zur 
Vervollständigung der deutschen Münz-Kinhett im Einzelnen festzustellen und xur 
Ausführung zu bringen, wegen einer ergänzenden L'ebercinkunft zum Wiener 
Münzvertrngo Conferenz- Verhandlungen eröffnen, welche mit thunlichster Be- 
schleunigung zum Abschluss zu bringen sind. 
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9. Es ist dahin zu wirken, dass bis zur Durchführung «1er Sätze 1—7 
schon jetzt für die Gebiete der dermaligen süddeutschen Währung: die proben 
Silbersorten, einschliesslich '/» fluiden österreichischer W , und die % und '/«, Stück 
der Thaler- Währung als gesetzliche Zahlungsmittel erklart werden. 

D) Erweiterung and veränderte Organisation des deutschen Zollvereines. 

1. Der fernere Bestand und die weitere Ausdehnung des deut- 
schen Zollvereines ist für deutsche Interessen von der grösslcn Bedeutung. 

2. Der Beitritt derjenigen deutschen Staaten, welche dem Zollvereine noch 
nicht angehören, ist zu erstreben. 

3. Zwischen dem deutschen Zollverein und Oesterreich ist Verkehrsfreiheit, 
so weit sie nach den in beiden Zollgebieten bestehenden Verbrauchssteuern und 
Finanzzöllen zu verwirklichen ist, einzuführen. 

Auch ist thunlichst dahin zu wirken, dass in geeigneter Zeit eine voll- 
ständige (Handels- und Zoll-) Vereinigung zwischen dem Zollverein und dem öster- 
reichischen Staate eintrete. 

4. Es ist auf Beseitigung der Hindernisse, welche dem völlig freien Ver- 
kehr im Zollverein noch entgegenstehen — wohin insbesondere die Uebergangs- 
steuern und die Unglcichmässigkeit der Verbrauchssteuern gehören — hinzuwirken. 

Auch sind die Handcls-Interessen des Zollvereines nach aussen durch Be- 
stellung gemeinsamer Consular-Agenten und Annahme einer gemeinsamen Flagge 
zu wahren. 

5. Um den ferneren Bestand des Zollvereines zu sichern und denselben den 
ausgesprochenen Zielen entgegenzuführen, ist eine veränderte Organisation 
desselben nothwendig. 

«. Zu dem Ende wird bei Erneuerung der Zollvereins- Verträge darauf 
Bedacht zu nehmen sein, dass die Gesetzgebung des Zollvereins der Vertretung 
der vereinigten Regierungen einerseits — und jener der Bevölkerung der Vereins- 
sfaaten anderseits — gemeinschaftlich übertragen werde, dergestalt, dass die 
übereinstimmenden, durch Majorität gefassten Beschlüsse dieser beiden Kör- 
perschaften als endgiltige Gesetze im ganzen Zollgebiete einzuführen sind. 

7. Bei der Zusammensetzung dieser beiden Vertretungen wird auf die 
Seelen zahl der Vere insstaaten geeignete Rücksicht zu nehmen sein. 

£) Einführung des Entwurfes eines allgemeinen deutsehen Handels- 
gesetzbuches und Organisation von Handelsgerichten. 

I. Der Entwurf eines allgemeinen deutschen Handelsgesetzbuches nach den 
Beschlüssen der letzten Lesung möge sofort und unverändert in allen deut- 
schen Bundesstaaten eingeführt werden. 
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II. Bei Einführung des Handelsgesetzbuches möge durch die Regierungen 
und Stände der einzelnen Bundesstaaten von dem in Art. 10 Alin. 3 des Han- 
delsgesetzbuches gemachten Vorbehalt kein Gebrauch gemacht werden. 

III. Es möge überall und möglichst gleichzeitig mit dieser Einführung die 
Organisation Ton Handelsgerichten in Angriff genommen werden, und zwar nach 
folgenden leitenden Principien : 

1. In Handelssachen entscheiden nur Handelsgerichte. 

2. Handelsgerichte sind an allen denjenigen Orten zu errichten, wo die 
Verhältnisse eine sachgemäße Besetzung derselben ermöglichen. 

3. Die Urtheile der Handelsgerichte werden von kaufmännischen Kichtern 
unter einem rechtsgelehrten Vorsitzenden gefällt. 

4. Bei Errichtung von Appell&tionsgerichten in Handelssachen ist auf ge- 
eignete Berücksichtigung des kaufmännischen Elementes Bedacht zu 
nehmen. 

.V Das Verfahren vor Handelsgerichten ist ein summarisches, mündliches 
und öffentliches. 

Ii. Die Vollstreckbarkeit der Urtheile muss eine allgemeine im ganzen 
Bundesgebiete sein. 

IV. Es möge durch Vereinbarung der deutschen Regierungen und Stände 
baldmöglichst ein gemeinsamer oberster deutscher Gerichtshof zur Erhaltung der 
Einheit und gemeinsamen Fortbildung des deutschen Handelsrechtes ins Leben 
treten. 

V. Es mögen sich die deutschen Kegierungen über ein oder mehrere 
t'entralblätter behufs der durch das Handelsgesetzbuch vorgeschriebenen Ver- 
öffentlichung der im Handelsregister einzutragenden Vermerke einigen. 

VI. Es mögen die deutschen Kegierungen und Stände alsbald eine l'oditi- 
cation des Eallitcnrechtes und des gesammten bürgerlichen Verkehrsrechtes für 
sämmtlicho deutsche Bundesstaaten in Angriff nehmen, und bei dieser Gele- 
genheit 

I. sich über die gleichmässifre Beseitigung des in dem Art. 23 Alin. 3, 
Art. 4«, Alin. 2, Art, 87 Alin. 2, Art 115, Art. AI29 lin. 5, Art. 13"» 
Alin 4, Art tä5 Alin. 3. Art 17 t Alin. 3, Art. 233 Alin. 2 aufgestell- 
ten, die erforderliche Sicherheit des deutschen Handelsverkehres in 
empfindlicher Weise beeinträchtigenden Principcs einigen, 

2 auf eine gloichmässige Revision der zahlreichen in dem Handelsgcsctz- 
buche an den kaufmännishen Stand eines oder beider Betheiligten ge- 
knüpften, insbesondere der in den Art. 309-311, 313, 297 aufgestell- 
ten eigenthümlichen Reehtsgrundsätze Bedacht nehmen, 
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3. die praktisch undurchführbare Scheidung zwi&ehen einer Couimandit- 
gesellschaft und einer stillen Oesellschaft (Art. 150 ff., 250 ff.) be- 
seitigen. 

4. die in dem Art. 345 Alin. 3, Art. 349 Alin. 2 enthaltenen Normen in 
geeigneter Weise ergAnzen. 

F) Beseitigung der Frachtdisparitäteu der Eisenbahnen. 

In Erwägung, dass zwar die Missstände liei der Verwaltung der Eisen- 
bahnen einer weiteren Regelung bedürfen, dass aber wegen mangelnder Zeit das 
hierüber Torliegende Material zu einer Vorlage an die Regierungen nicht hat ver- 
arbeitet werden können, be.-schlies.st der Handetatng, dass der ständige Ausschuss 
die Torliegende Frage einer gründlichen Prüfung unterziehe und dabei nament- 
lich folgende Puncte in Rücksicht nehme : 

1. die Tarife sind möglichst nach gleichen Einheitssätzen pro Zentner 
und Meile zu bilden; 

2. da, wo zwingende Umstände nöthigen, hieron abzuweichen, sind die- 
selben für Zwischenstationen in ein der Billigkeit entsprechendes Ver- 
hältnis« zu den Tarifsätzen der Endstationen zu stellen; 

3. keinesfalls darf die üesatnmtfracht für eine geographisch entfernter 
gelegene Station niedriger sein als die für eine derselben Route ange- 
hörige näher gelegene Station. 

Q) Beseitigung der differentiellen Behandlung des deutschen Handels 

und der deutschen Schiffahrt in fremden Landern. 

Der deutsche Handelstag erklärt, dass, um die gemeinsamen deutschen 
Handels- und Schifffahrts-Intoressen besser als bisher dem Auslande gegenüber 
zur Geltung zu bringen und leichter diejenigen Schwierigkeiten zu überwinden, 
welche bislang die Differential-Sehifffahrts- , Handels- und Zollpolitik vieler 
Staaten der vollen Entfaltung der deutseben Industrie, des deutschen Handels 
und der deutschen Schifffabrt entgegenstellt, es sich dringend empfiehlt, bei Ab- 
schluss von Handels- und Schifffabrts-Verträgen von Seiten einzelner deutscher 
Staaten oder eines Complexes derselben den Grundsatz der Zusammengehö- 
rigkeit sämmtlicher deutscher Staaten /est im Auge zu behalten und zwar : 

1. die auszubedingenden Vortheile thunlichst auch auf die Producte, 
Häfen und Schiffe der an dem Vertrage nicht unmittelbar beteiligten Staaten 
zu erstrecken; 

2. den letzteren unter Voraussetzung, dass sie die stipulirten Gegenlei- 
stungen zu erfüllen bereit sind, den Heitritt zu dem abzuschliessenden Vertrage 
offen zu halten. 
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Namentlich erachtet der deutsche Handelstag die Berücksichtigung diese» 
Verlangens bei den gegenwärtig obsehwebenden Vertragsverhandlungen mit 
Frankreich für geboten. 

H) Aufhebung der Flusszölle und der ausserhalb des Zollvereines noch 

bestehenden Transitabgaben. 

In Erwägung, dass die Aufhebung der Transitzölle bereits von den deut- 
schen Zollvereins-liegierungen als eine wirtschaftlich berechtigte Forderung 
erkannt und in Kraft getreten ist; dass im Widerspruche hiermit auf der Berlin- 
Hamburger Eisenbahn für eine Strecke von 18 Meilen sämmtlichc Waaren, mit 
alleiniger Ausnahme von Steinkohlen und Stassfurther Steinsalz, an Mecklenburg 
eine Durchgangsabgabe von t'/,„ Sgr. pro Zentner entrichten müssen; dass 
ausserdem verschiedene Waaren noch eine laucnburgische Durchgangsabgabe 
von % und eine Bergedorfer von */„ Sgr. zu entrichten haben; dass diese 
Transitabgabe die enorme Höhe von jährlich circa 250.000 Thlr erreicht und 
um so ungerechtfertigter ist, als für sie keinerlei Gegenleistung gewährt wird ; 

in Erwägung, dass die völlige Abschaffung der Flusszölle auf den deut- 
schen Strömen durch die Verkehrsverhältnisse, beziehungsweise aus Gründen des 
Hechtes geboten ist, sodann, dass die gegenwärtige Elbezoll-Erhebung den Be- 
stimmungen des Pariser Friedens vom 30. Mai 1814, der Wiener t'ongress- 
Acte vom 9. Mai 1815 und der Elbezoll-Acte vom 21. Mai 1821 widerspricht 
und durch ihre exorbitante Höhe die Elbeschifl'fahrt bereits in erheblichster Weise 
benachteiligt hat, sie aber vollständig ruiniren muss , nachdem inzwischen die 
/ollvere isländischen Landtrausit-Abgaben auf den coneurrirenden Eisenbahnen 
gefallen sind : 

erklärt der deutsche Handel'tng: 

1. die Aufhebung der Transitabgabe auf der Berlin-Hamburger Bahn für 
*me wirtschaftlich, nicht minder aber durch Gerechtigkeit und Billigkeit ge- 
botene Notwendigkeit : 

2. empfiehlt der deutsche Handelstag die völlige Abschaffung aller noch 
bestehenden Flusszölle auf den deutschen Strömen, insbesondere die Hesolution 
dos Magdeburger Elhezolltages vom 24. October 186'0 den betheiligten Hegic- 
rnngen dringend zur Annahme, dahingehend : 

a) zwei Elbczoll-C'lassen, nämlich zu */io und '/«<i Gebühr des bisherigen 
Normalsatzes einzurichten ; 

l>) sämmtliche Artikel der '/„ %, oder ' Gebühr bilden die '/,„ 
Klbezoll-Classe, diejenigen Artikel, welche bisher '/,„ oder %„ Elbezoll entrichtet 
haben, die " 40 Elbezoll-C'lasse. Die bisher zollfreien Artikel bleiben diess auch 
künftig. 

xx • 
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